
28
RATHAUBKORRESPONDENZ

Herausgeber und verantw . Redakteur :
Karl Honay

Wien ,am Freitag ,den 25 .Jänner 1929 Zweite Ausgabe .

WIENERGEMEINDERAT
Sitzung vom 25 . Jännor1929

Bürgermeister Seitz eröffnet um 17 Uhr die Sitzung .Zunächst wird ohne

Dobatte eine Reihe von Anträgen angenommen .Das katholische Kreuzbündnisfür
Oesterreich ,der AbstinenzvereinLebensreformunddie KonzertvereinigungWiener
Staatsopernchor werdenmit tausend Schilling ,die Oesterreichisch - DeutscheAr¬

beitsgemeinschaftmitzweitausendSchilling ,derVereinWienerSinfonie-Orches¬
ter mit zehntausend Schilling und schliesslich die Wiener Messe . . mit120 . 000
Schilling subventioniert .Der Verkauf der städtischen Kalk - undSchotterwerke Hin¬

terbrühlandie GmeindeHinterbrühl ,sowieeinigeGrundankäufeundAbänderungen
des Generalregulierungs-undGeneralbaulinienplanes ,ferner der Bestimmungenbe¬
treffend die F stsetzung von arkschutzgebieten werden ebenfalls ohne Dobatte

genehmigt .

DemGomeinderatliegt ein Dringlichkeitsantragdes GhmeinderatesZim¬
merlvor ,der denBürgermeisterauffordert ,eine etwageplanteVermehrungdes
StandesderGemeindewachesoforthintanzuhaltenundzuverfügen ,dassdiemit
der UscerwachungvonF stlichkeitonbeauftragtenAngehörigenderGemeindewache
diesen Dienst ,so wie es früherer Zeit durch die Polizeiorgene geschchen ist ,

in Zivilkleidern verschen .
Die Bogründung des Antrages lautet :ie in der Oeffentlichkeit verlautet

soll der Stand der Gemeindewacheerheblich vermehrt werden . Begründetwirddie¬

se Erhöhungmit demInkrafttreten des WienerTheatergesetzes ,nach dessenBe¬
stimmungendie UeberwachungsämtlicheröffentlicherVoranstaltungennunmehrdem
Magistrat obliegt .Datsache ist ,dass bei den heurigen Faschingsveranstaltungen

uniformierteundmitGummiknüttelnbewaffneteGemeindeorganebeieinerVewan¬
staltungin Mariahilfundbei einerVoranstaltungaufderLndstrassewieder-¬
holt denBallsaal durchschrittenhaben ,wasbei allen Fastteilnchmerngrosses

Aergernis erregte .Ich habe weiters erfahren ,dass bei einem Fest derSicherheits¬
wacheim Prater drei uniformierte Ge eindewächter anwesendwaren und dasssich
darunterzweientlasseneSicherheitswachleutebefanden .Manhat in derBevöl¬

kerung den Eindruck ,als eb durch diese Betätigung der Gemeindewache die Fest¬

teilnehmergeradezuprovoziertwerdensollten .VordemInkrafttretendesThea¬
tergesetzesoblagdie UoberwachungderFastlichkeitenderBundespolizei,diezu
den grössten Veranstaltungen Organein Zivilkleidung entsendete ,sodass dieFest - ¬
teilnchmer überhaupt koine Kenntnis hatten ,dass ein Polizeiorgan anwesend ist .

Ausdiesen Tatsachenergibt sich erstens ,dass ganz unnützer Weisezur Uber¬
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wachungvonFestlichkeitenmehrOrganeverwendetwerden ,als dies infrüherer
ZeitderFall war ,undzweitens ,dassuniformierteundmitGummiknütteln,undwie
es allgemein heisst ,sogar mit Revolvernausgerüstete OrganederGrmeindewache
bei festlichenVawanstaltungenerscheinen ,waseinenRückfallin diedunkelsten
Zeiten des vormärzlichen Polizeistaates bedeutet .

AufnahmevonSchnecarbeitern .Umdas unnötigeAnstellenbei denSchneearbeiter¬
aufnehmestellen für die städtiache Strassenpflege zu verhindern ,wird darauf hin¬

gewiesen ,dass Aufnahmenbei diesen Stellen ausschliesslich in der Z it zwischen
6 und7 Uhrfrühstattfinden . AuchdaszuArbeitenin derNachtbenötigtePerso¬
nal wird bereits zu dieser Zeit aufgenommenund angewiesen ,sich zu einer be¬

stimmtenStundeamAbendzur Arbeiteinzufinden .Fürdie ArbeitwährendderNacht
werdenalso in denNachmittags-uderAbendstundenkeineLauteaufgenommen. Esist
daherzwecklos,beidenAufnahmestellenzueineranderenZeitals zwischen6und
7 Uhr früh wegen einer allfälligen Aufnahmezuwarten .

—. ————. ——— —. —- - ——- - —- —- . - . - . —. —- —- —. ——. —. ——— .— .— . — .— .— . ——

ST. . Breitnerberichtet über eine ReihevonZuschusskrediten ,die
gemässTaragraphlo2der VerfassungvomGemeinderatzur Kennthiszu nehmensind .

GR. Wawerkegibt zu ,dass es nicht immermöglichist ,bis ins Einzelnegenauzu
präliminieren,eswäreabernichtnötig ,Zuschusskreditein solcherHöheundinse
grosserZhl in Anspruchzunehmen. Beider Pest„Abßertigungen"nachtzumBeispie
der Zuschusskreditmehrals ein VierteldesGesamtkreditesausundbei derPost
"Amts-undSchulhäuser"beinahe50Prozent .IneingehenderWeisebesprichtder
Rednerdie Ueberschreitungbei der Post Spiel -undEislaufplätze "die mitder
UebernahmedesOrdnungsdienstesauf denstädtischenJugendspielplätzedurchdie
Gemeindewachebegründet wird .Wirhalten die Gemeindewachefür einevollkommen
überflüssige Einrichtungundsind schondeshalbnicht in der KageeinenZuschuss
kredit zu dieser Post zu bewilligen .Sie wissen offenbar nicht wie sie dieGe¬
meindewachebeschäftigen sollen und weisen ihr deshalb diese Beschäftigungzu¬
Im Finanzausschuss wurde auf eine Anfrage des . meinderates Zimmerl von Vor¬

fällen auf denstädtischenJugendspielplätzenberichtet ,die geradezuskanda¬
lös sind .In den letzten Jahren sind dort schwere ,ja geradezuvandalischeBe¬
schädigungen vorgekommen. Eswurde dort wiederholt Beleuchtungskörper ,Türklin¬

ken ,Wasserleitungsausläufe,ja sogarganzeKlosettmuschelngestohlen(Hört' Hört
bei der Minderheit ) .Die Unterkunftsräumewurdenals Nachtquartier verwendet .Auf

demSpielplatz in der Mollardgassewurdedie Klosettanla e in einemeinzigenMo¬
nat fünfmal zerstört ( HörtHört bei der Minderheit ) .Wenndie Beschädigungvon
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demjenigen herstammen ,denen Sie die Spielplätze überlassen ,müssen Sie darauf

sehen ,dass die Erziehungdieser Kreiseeine anderewird .StammtdieBeschädigung
aber vonLeutenher ,die sich auf denSpielplätzeneinschleichen ,so wirdnicht
die Gemeindewache ,sondernnur die Polizei Owdnungschaffen können .Wirwerden
deshalb gegen den Kredit stimmen ( Lebhafter Beifall bei derMinderheit ) .

ST. . Breitnerbemerkt ,es sei gewiss nicht wünschenswert ,Zuschuss¬
krediteheantragenzu müssen .Aberfür jedender beantragtenKrediteliegen
zwingendeGründevor .Vielfach werdenZuschusskreditedurch BeschlüssedesGe¬
meinderatesselbst nozwendig ,wie etwa durch Gehaltsregulierungen ,die PostSub¬
ventionenerweistsich ,so hochsie auchangesetztwird ,immerals zukleinoder
gewissenichtvoehersehbareMassnahmen,wiezumBeispielEewerbungenvongrös¬
seren Grundstücken machen solche Zuschusskredit notwendig .Viele dieser Kredite
sind ein Beweis der Tatsache ,dass wir nocht nicht in stabilen : whältnissen le¬

ben . Aberauchdie Minderheitwird zugebenmüssen ,dass wir bemühtsind ,dieZu¬
schusskrediteüberhauptundihre Höheauf ein Mindestmasseinzuschränken. Der
vomGR.WawerkabesonderskritisierteZuschusskreditstellt nureinerechnungs¬
mässigeAusgabepostundkeinewirklicheVermehrungderAusgabenfür dieGemeinde¬
wache dar .Die vandalischen Zerstörungen von denen GR .awerka gesprochen hat und

die in einemamtlichenBerichtfestgestellt wordensind ,stammenselbstverständ-¬
lich nicht vomdenBenützernderSpielplätze ,sie habensich auchauf denPlätzen
gezeigt ,die gar nicht vermietet werden .Es handelt sich um Zerstörungen die zur
Nachtzeit von lichtscheun Menschenangerichtet werden ,und da ,kann nurdurc
eine ständige Bewachung während der Nachtzeit Abhilge geschaffen werden . Eshat
sich gezeigt ,dass die Polizeiorgane ,vielleicht weil sie nicht ingenügender

ZahlzurVerfügungstehen ,die BewachungnichtwährendderganzenNichtleisten
konnten so dass von ihr die Zerstörungen nicht verhindert werdenkonnten .

Die Zuschusskredite werden zur Kenntnis genommen .
GR .Hiess berichtet über eine Subvention von 15 . 000Schilling für den

Arbeiter -Abstinentenbund .
GR. Körber( . . )findet es sehr gut ,dass die Bevölkerungüberdie

schädlichen Lirkungen des Elkohols aufgeklärt wird . Dsist aber zuverwundern ,
dass die Mchrheit auf der weinen Seite die Subvention für den rbeiter - Absti- ¬
nentenbund beantragt ,während gleichzeitig ,in Betrieben die die Mehrheit

verwaltetwiezumBeispielin denElektrizitätswerkenwährendderErbeitszeit
Bier und Wein ausgesthenkt wird .In den Elektrizitätsw kken II in derEngerth¬

strasse unterhalten zumDeispiel einige Angestelltendes Betriebes ,die fürdåe
Arbeit bezahlt werden ,einen Ausschankvon Bier und Wein .Abgesehendavon ,dass
für den während der Arbeitszeit ausgeschenkten Alkohol keine Fürsorgeabgabe und

keineSteuerngeleistetwerden ,ist dasüberhauptnichtamPlatz . GR. Körberstellt
daher den Antrag ,dass in den Betrieben der GemeindeWienwährendderArbeits¬
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zeit der Ausschank von Bier und Wein verboten werden soll ( Beifall bei der Min¬

derheit ) .

GR. Hiessbegrüsstdie AusführungendesGR .Körber ,weilsie zeigen ,dass
die Abstinenzfrage nicht von parteimässigen Gesichtspunkten behandelt wird . Was

die Beschwerde des GR . Körber über den Ausschank von alkoholischen Getränken in

Gemeindebetriebenwährendder Nachtzeit anbelangt ,so arbeiten wir seit Johrund
Tagauf das intensivste daran ,die Arbeiterschaft dieser Bctriebe von derSchäd¬
lichkeit des Alkoholgenusses ,insbesondere während der Arbeitszeit zuüberzeugen

undes dahin zu bringen ,dass seit Jahren der Milchbezugimmervmehrzunimmt . Wir
hoffen ,dass es uns in den Verhandlungen ,die jetzt wieder eingeleitet werden ,ge
lingenwird ,die Einstellungdes AusschanksvonAlkoholzu erreichen .Bisherist
es unsschongelungen ,eine EinschränkungdesAusschanksdurchzusetzen .Dagegen

würden wir es verfehlt halten ,sich von Gewaltmassregeln Erfolge zuversprechen .

Ein Diktat würdenur dahin führen ,dass die Leute heimlich Alkoholschlims¬
ter Sorte in die Betriebe schmug eln würden und dass dann die Kontrolle ganz
verloren ginge .Den Antrag Körber bittet GR .Hiess der geschäftsordnungsmässigen

Behandlungzuzuweisen .
Der Antrag des Berichterstatters wird anganommenund der Antragdes

GR ,Körber der geschäftsordnungsmässigen Bchandlungzugewiesen .
GR. Hiessberichtet über eine Subvention von fünftausend Schilling für

den Arbeiterradiobund . Erweist auf die Bedeutung dieses Voreins namentlich im
Rahmen der Rawag hin und erinnert an die Bemühungen die auf eine Verbes erung

gerichtet warendes Programms der Rawag namentlich in dem inne wirklich/ ,dass
künstlerisch Wertvolles geboten wird .ir könnenauch mit Freudekonstatieren ,
dass die Darbietungender RawagvonJahr zu Jahr beseerwerden.

GR. Stöger( . L) bezeichnet es als ausserordentlich wünschenswert
dass das Radiowesenaus Gmmeindemittelngefördert wird . Dsist sehr zubedauern ,
dass die Gemeindefür diesenZweckimganzennur einenBetragvonfünftausend
Schilling aufwendetund dass diese Summedazu noch so einseitig undparteimässig
verwendet wird ,dass der Zweck gar nicht erreicht werden kann .Neben demArbeiter - ¬

Radiobundhabensich nocheine Reiheanderer Vereinedie FörderungdesRadio¬
wesens zum Ziel gesetzt ,deren grösster der Oesterreichische Radiobund ist ,der

ebenfalls seine Vertreter in der Rawaghat und in gleicher Weise wie derArbeiter
radiobund tätig Est .Die einseitige Begünstigung des Arbeiterradiobundesmussin
Radiokreisen nur Erbitterung auslösen .GR. Stögerstellt den Antrag ,demOsterrei .
chischen Radiobund eine Subvention von fünftausend Schilling zu bewilli en ( Leb¬

hafter Beifall bei der Minderheit ) .

GR . Hiess bemerkt schonaus dem Ustande ,dass der Erbeiterradiobund
in der Hawag

mehr Vortreter/habe als der Oesterreichische Radioverein geht hervor ,dass er

die grössere Organisation ist .Dassder Arbeiterradiobunddubventioniertwird ,
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erklärt sich daraus ,dass er finanziell nicht so leistungsfähig ist undnicht
soleistungsfähige Mitglieder hat wie die bürgerlichen Vereine ( Widerspruchbei
der Minderheit ) .Wienotwendigübrigens die Mitwirkungdes Arbeiterradiobundsin
der Rawagist ,geht daraus hervor ,dass vor nicht langer Zeit ein Vortrag " Alko .
holismus und Arbeiterschaft "der in der Ravaggehalten werdensollte ,verboten
wurde .Uebrigens wissen wir nicht ,oh nicht der Oesterreichische Radioverein

von der Bundesregierung subventioniert wird ,da über die Subventicnen der Regie¬

rung im Nationalrat nicht ebenso berichtet wird ,wie über die Subventionender
Gemeinde im Gemeinderat .

Der Antrag des Referenten wird angenomnenund der Antrag Stögerder
geschäftsordnungsmässigen Bchandlung zugewiesen .

St . . Kokrdabeantragtdie Gonehmigungder Kostenvon330 . 000Schilling
fürdieAdaptierungdesDachgeschossesimKühllagerhausderStadtWienfürEinla¬
gerungszweckeund dessen Kühlungdurch Anschluss an die bestehendenmasdhinellen

Einrichtungen .

GR. Huber( . . ) erklärt ,dass in der Geschäftswelt Gerüchteverbreitet
sind ,dass das Lagerhaus und Kühthausder Stadt Wienvon der Gemeindeabgestossen
und in eine Aktiengesellschaft umgewandeltwerdensoll ,an der sichvornehmlich
ausländische Dampfschiffahrtsgesellschaften beteiligen sollen . Auchhabe ein Be¬
triebsrat des Kühlhauses ebenfalls schon eine diesbezügliche Aeuseerunggetan .

GR .Huber stellt an den Referenten die Anfrage ,ob bei der GemeindeWientatsäch¬

lich die Absichtbestehe ,das Lagerhausabzustossen.
In seinem Schlusswort erwidert St . . Kokrda ,dass an den Gnrüchten abs .

lut nichts wahres daran ist . Eswurden weder Verhandlungen versucht ,noch welche

geführt .

Der Antrag wird sodann angenommen .

ST . . Kokrdaberichtet über den Ankauf des Hauses Eichholzgasse 50 - ¬

Ratschkygasse 39 . DerKuf des Hauses hat den GeLeinderat schon im Dezemberbe¬

schäftigt .Im . ufvertrag war die Bestimmungenthalten ,dass demLeibrentner ,dem
Verkäufer ,das Recht zusteht ,das in dem Haus befindliche Geschäftslokal während

des Dachttermines zuverkaufen .Die städtische Häuserverwaltung hat diese Bestim¬

mung als möglich bezeichnet ,doch wurde sie im Gomeinderate kritisiert ,weshalb
die Bostimmung nun aus dem Vertrage ausgeschieden wurde .

GR. Zimmerl( . . ) erklärt ,schen im Dezemberfestgestellt zuhaben ,
dass das Lckal unter dem Mieterschutz steht ,weshalb auch die jetzt nuneliminier
te Bestimmungabsolut nicht zulässig war .Es ist auch lächerlich ,dass vonder
Mehrheit behauptet wurde ,die Bewilligung des Verkaufes des Geschäftslokales sei

eine soziale Tat . Breitner hat nun Weber aufmerksam gemacht ,dass dieser bewillig¬

te Verkauf des Geschäftslckales unzulässig ist ,und verlangt ,dass in dieser An¬
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gelegenheitOrdnunggemachtwerde. DurchdieBedingungderHäuserverwaltung,dass
dereventualleKäuferdesGeschäftslokalesihrinpersönlichenundwirtschaftli¬
chenVerhältnissenentsprechenmüsse,habenSieihreEinstellungzumHieterschutz
bewiesen,wennSieImusherrensind. Dsist absolutunzulässig,dassSiebeiderZu¬
weisung von Wohnungenund Geschäftslokalen solche Normenaufstellen .DieZuwei¬

sunghat sich rein nachdemBedürfnisdesWohnungswerberszu richtenundnicht
nachseinenpersönlichenVerhältnissen ,ober Mitgliedaller erdenklichensozial¬
demokratischenOrganisationenist ,odernachseinenwirtschaftlichenVerhältnissen.
ober eineschöneingerichteteWohnunghat unddenKinderfreundengrosseSpen¬
den gemacht hat .( Deifall bei der Minderheit ) .

ST. . Kokrdaerwidert ,dassderHuskaufimInteressederArrondierung
desBaublockes,aufdemdasHussteht ,liegt . Esist selbstverständlich,dassman
geradeimHinblickdarauf ,dassdiesesLokaleineBranntweinschänkeist ,gegen
eineneventuellenWiederkäufersichsichernmuss .Uebrigensist jetztdieseBe¬
stimmung aus diesem Vertrag gestrichen worden .

Der Antrag wird angenomen .

ST. . Linderberichtetüberdie ErrichtungeinesGewerbeförderungsamtes
derStadtWien.ErberichtetausführlichüberdieGründe,diedieStadtveraltung
vevanlassthabendieseVorlageauszuarbeiten.DerWienerHandel,dasWienerGower¬
beunddieWienerIndustriebefindensichinschlechtenwirtschaftlichenNot¬Langel an

ständenundhabenan/Anlage- undBetriebskapitalzu leiden . Durchdiebestehenden
Exporthindernisse wird die Entwicklung des Gewerbes ,aber noch stärker die der

Industriegehemmt.DasstaatlicheGemerbeförderungsamtist seit Jahrenzueiner
Exekutivstelledes GewerbeförderungsdepartementsimHandelsministeriumgeworden .
Es wirddort das Huptgewichtauf die Veranstaltungvonge- werblichenUnterrichte
gelegt . Vorallem aber werdendie grösseren Unternehmungengar nichtberücksich¬
tigt .der Krieghat auchSelbsthilfeorganisationender Gowerbetreibendenzerstört ,
die sehr verdienstvoll gewirkthaben .DieGemeindeverwaltungwill zuerst imklei¬
nenUmfangauf diesemfür die Volkswirtschaftso wichtigenGebietzu wirkenbe¬
ginnenundhat die Formeiner Stiftunggewählt .DieGemeindewird100 . 000Schillin
fürdieErrichtungeinergemeinnützigenStiftungzumZweckederFörderungvon
GeworbeundHandelimGebietder Stadt Wienwidmen .DieStiftungsoll voneinem
Kuratoriumverwaltetwerden ,das aus demBürgermeisterodereinemvonihmbe¬
stimmtenStellvertreterals ChmannundausmindestenszwölfMitgligderbestcht ,
dievomBürgermeisterernanntwerden.VerläufigwerdendieZinsondesStiftungs-¬
kapitales undfür das Jahr 1929ein BetragWonmindestenszwanzigtausendSchil¬
ling für die Zweckeder Gewerbefördenungverwendet .ZudenwichtigstenObliegen¬
heiten des städtischen Gewerbeförderungsamtes zählen alle Massnahmen ,die geeig¬

net sind ,Produktionund UmsatzvomGewerbeund Handelauf demGebiet derStadt
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WienzuhebenundArbeitgeberundArbeitnehmerin sozialer ,ökonomischerunddi¬
daktischerHinsichtzufördern.InsbesonderesolldasInstitutdieUnterstützung
dergewerblichenInitiative,dieHilfeleistunginorganisatorischerBeziehungund
dieFörderungdesAbsatzesvonErzeugnissenderWienerualitätsindustriepflegen.
DieGemeindeWienwirddemneuenInstitutseineKredithilfenieversagen.(Beifallbei derMehrheit ) .

ZudiesemAntragnimmtnunausführlich. . Ellend. . )Stellung. Wirwür
denmitderMehrheitinderFragederErrichtingeinesGewerbeförderungsamtesüb¬
ereinstimmen,wenndenWortendesReferenteneineAufrichtigkeitzukommenwürde.Der
RednererinnertandieInflationszeit ,andieZeitderStabilisierungderWährung
underklärt ,dassdieNotbeiIndustrie,HandelundGewerbenochsehrgrossist.Oes¬
terreichistkleingeworden,dasWienerVolkisteinarmesVolkgewordenundesmüsstetatsächlichAufgabederBehördensein ,alleMittelzuergreifen,umdieVolke
wirtschaftwiederaufzurichten.InderInflationszeithatBreitnerderWienerBe¬
völkerungeinumfangreichesSteuerbukettüberreichtunderklärt,wenndieWährung
stabilismertist ,werdedieseserdrückendeSteuerbukettabgebautwerden.Demaber
stellenSieimmerwiederIhrstarresNeinentgegen.UeberprüfenSiedieMöglich¬
keitderSteuererleichterungen,unterziehenSiedieNahrungs-undGenussmitel¬
abgabe,scwiedieFürsorgeabgabeeinerRevision,nehmenSiedenunerhörtenSteuer¬
druckvonderBevölkerung,dannwirdauchdemWienerHndel ,demGewerbeundder
Industriegeholfensein .WienverbautjährlichgegenneunzigMillicnenSchilling.
DieWohnungenwerdenausSteuergelderngebaut.IhregrössteTatwärees ,endlichein¬
maleineWohnbauanleiheaufzunehmenundso denSteuerträgerndie Möglichkeitzu
schaffen,sichwiederReservenanlegenundihreBetriebemodernisierenzukönnen.
DaswäreeinesozialeTat ,diedenArbeiternunddenUnternehmerngrossewirtschaft
licheVorteilebringenwürde.WennSiewirklichGewerbeförderungbetreibenwollen,
dannnehmenSievonderver - armtenWienerBevölkerungdie wahnsinnigeSteuerlast
undbereichernSie nicht Jahr für Jahr die Gemeindemit hundertenvonMillionen
vonSchilling .In derBegründungzudiesemAntragwirdgesagt ,dassda -Gewerbean
Kapitalmangelleidet . BreitnerhatvornichtlangerZeiterklärt ,wennsichnochir¬
gendwoGelderansammelnkönnen,somussdasindenKassenderStadtWiensein.Das
ist derStandpunktdesFinanzreferentenundderlässtkeinewirklicheGewerbeför¬
derungzu . Esist IhreersteAufgabe,in ersterLiniealleunnötigenBelastungen ,die
auf demGewerbe ,demHandelundder Industrieliegen ,abzubauen .Solangedasnicht
geshhieht,sindwirnichtinderLage,fürdieVorlagezustimmen.(Beifallbeider

Minderheit . )
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Stadtrat Rummelhardt: Beider Beratungdieser Vorlagemussdaraner¬

innertwerden,dassdieSozialdemokratieeinmaldieBesietigungderkleinenund
mittlerenGewerbeverlangthat ,weilsie nicht konkurrenzfähigsind . Daranhat
sichauchjetzt nichtsgeändert. Essoll aufdemwirtschaftlichenLeichenfelde
desGewerbesdiesczialistischeWirtschaftsordnungaufgerichtetwerden(Sehr
richtig: )RednerbeschäftigtsichdannsehreingehendmitderVorlage,dieer
als sehrschlampigundleichtsinniggearbeitetbezeichnet. EswirdaufdieKur¬
se desGewerbeförderungsamtesder Handelskammerverwiesen .WirmüssendieseKur¬
sealssehrnützlichundnotwendigbezeichnen . Aberdasist nichtdieganzeAr¬
beit. DiesesInstituthataucheinenvorzüglichenAuslandsdiensteingerichtet,
derdieVerbindungmitsämtlichenKonsulatenaufrechterhältundaufdasinten¬
sivste arbeitet . DazubrauchenwirkeinneuesAmt. Siehabenallc dieseGründe
nurangeführt,weilSiekeinewirklichstichhältigenGründefürdieErrichtung
desneuenInstitutesnichtwissen. DernoueLeiterkannauchnurdannerfolg¬
reichwirken,wennermitallenGenossenschaftenundmitdemGewerbegenossen¬
schaftsverbandarbeitet.DieganzeVorlageriechtnachParteipolitik,voneinem
PlanundvoneinerOrganisationbemerktmanübcrhauptnichts. Somachtmanein
solchesAmtnicht .AberSiemachensovieles ,wasdenGewerbestandamErwerbbe¬
hindert. SiebefehlendieGeschäftezuzumachen,trotzdemzudieserZeitnochein
Erwerberzieltwerdenkönnte.SicunterbindenauchdieKreditfähigkeitdurchdas

ErfinderstarreFesthaltenamMieterschutz. EswurdeDr .Vetterals desGewerbeför¬
derungsdiensteshingestellt. WennmanhierüberhauptvonErfindensprechenkann,
so müsstevorallemSektionschefDr .ExnerundLandesausschussBielohlawekge¬
nanntwerden.HierwurdewirklichvielgeleistetundnichtnurfürWienallein,
DasGewerbeförderungsamtderHandelskammerarbeitetauchfürNiederösterreich ,
washierbemängeltwird.Wirsindfroh ,dassesnochDingegibt ,diediesebeiden
Länderverbinden .( Beifallbei derMinderheit) .EinFehlerderVorlageistauch
die OrganisationdesgeplantenAmtes .DieZusammensetzungdesKuratoriumsistsehr
eigenartig. EsmüsstendieMitgliedernachdemProporzentsendetwerden.Siewerden
vomBürgermeisterernanntundniemandhatdaetwasdreinzureden.Gegendiese
diktatorische Machtdes Bürgermeistersmüssemansich wenden . DasOrganisa¬
tionsstatutmusseinergründlichenKorrekturundErgänzungunterzogenwerden.Es
ist gewissnicht zu befürchten ,dassdie bestehendenInstitute vondemgeplanten
Konkurrenziertwerden.WirstehenaufdemStandpunkt,dassjedewirklicheGewer¬
beförderungbegrüsstwerdensoll . AberwennschondiesesneueAmtnachparteipoli¬
tischenGrundsätzenerrichtet wird ,dannsoll wenigstensnicht einallzugrosser
Schadenentstehen ,ein grosserNutzenist nachdemgegenwärtigenStatut nichtzu
erwarten( Beifall bei derEinheitsliset ) .

GR. Dr.WWagner( . . )bemängelt,dassderGemeinderatfünfochenkeine
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Sitzungabgehaltenhat .Auchdiese Sitzunghat nur eine kärglicheTagesordnung :
was auf die Aenderungder Verfassung zurückzuführen ist . DiegegenwärtigeVor¬

lage mussals sehr dürftig bezeichnetwerden . Esist ein MissbrauchdesGemein¬
derates,wenn es in der Vorlage heisst ,dass sich das neue Institut erst einen
Wirkungskreiseschaffensoll .Sie machenes so ,wieein Geschäftsmann ,dereinen
Ladenaufmachtundsichsagt ,dieKundenwerdenschonschönlangsamkommen.
Es ist ein offenes Geheimnis ,dass zum Direktor ein Ueberläufer aus demBürger¬

tum ernannt werden soll . Esist für die ganze Vorlage bezeichnend ,dass sie den
Stempel der Hilfslosigkeit in organisatorischer Beziehung trägt .UnserGewerbe

leidet heute schon an einer Ueberorganisation ,die ihm schädlich ist .Sie wollen
bei den Gewerbetreibendenpolitische Aufklärungtreiben .Dagegenist nichtsein¬

zuwenden,aberesdarfnichtmitSteuergelderngeschehen .DieVorlagebietetauch
gar keine Gewähr ,dass die Minderheitirgend eine Kontrollebesitzt .Wirstehen
also mit grösstem Misstrauen der Sache gegenüber .Aber auch die Mehrheitwird

mit dieser IddekeineFreudeerleben .DiemassgebendenPersonenderMehrheit
wissenschon ,dass die Interessengegenssätzeso unüberbrückbarsind ,dasses
sich nur umeinen zeitlich begrenzten Wählergewinnhandeln kann ,aber nichtum
eineDauersache.Ichverweiseaufdie AeusserungenderFrauAbgeordnetenFreund
lich bezüglich der Konsumvereine . DerRednerbespricht sodanneingehenddie
TätigkeitdesstaatlichenGewerbeförderungsdienstesundlegt dar welcheausser¬Entwicklung

ordentlichen die vom staatlichen Gewerbeförderungsdienst für das
GewerbeunddenHandeleingerichtetenKursegenommenhaben .DieseKursebieten
den GewerbetreibendenundKaufleutendieMöglichkeit ,sich mit allenNeuerungen
vertrautzu machen .Darüberhinaushat der staatlicheGewerbeförderungsdienst
seine Aufmerkysamkeitauch den Betriebswerkstätten zugewendet .Zu densechs
nach demUmsturzbestandenen Musterbetriebswerkstätten sind weitere sechsgekom
men und ein weiterer Ausbau ist in Aussicht genommen .Ein weiterer Zweig der Tä¬

tigkeit des staatlichen Gewerbeförderungsdienstes ist die intensive Versuchs¬
undErprobungstätigkeit . DieganzeFrageder Rationalisierungwirdausgeprobt .
NeueArbeitsbehelfe,neuMaschinenwerdengeprüft ,ebensodie Qualität derRoh¬
stoffe ihre Neugestaltung ihre Herbereitung .Die Erprobungstätigkeiterstreckt
sich vor allem auf die Verwendbarkeitvon Arbeitsmethoden ,Arbeitsmitteln und
Material für das Handwerk .Im Anschlussdaran wurdeeinBezugsquellennachweis
eingerichtet .Esist ihmauchgelungen ,die Ausstellungstätigkeitwiederaufzu¬
nehmen. DiegewerblicheZentralbüchereides staatlichenGewerbeförderungsdiens¬
tes ,die einzige gewerbliche Bücherei in Oesterreich nimmt immer mehr anUmfan
und Gebrauchsfähigkeit zu .Gewerbeförderungs mter bestehen auch bei allen Lan¬

desregierungen und sie werden von der Bundesregierung subventioniert und mit
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/unterstützt .Wirkritisieren es nicht ,dassauchdie GemeindeWiendasGewerbe
fördernwill .AberausderVorlageist nicht zu ershen ,dassSie daswirklichtun
sondern nur dass Sie einzelne Kreise des Gewerbestandes unter nochstärkeren

en
Druckstellenwill .WennwirfürdieVorlagenichtstimmen,soliegtderGrund
darin ,dass„ die Ert ,wieSie dasKuratoriumeinsetzen ,wieSie die Diktaturde
Bürgermeistersfestsetzenunsdie begründeteBesorgniseinflösst ,dassSieausdic
semInstitut ein Machtinstrumentmachenwollen .WirwerdenunsderStimmenabgabe
enthalten ( LebhaftesHänddklatschenund Beifall bei derMinderheita ) .

GR. Gschladt. . )bemerkt ,mankönntesich sehr wohleinendezen¬
tralisierten Gewerbeforderungsdienst vorstellen ,wenn nur eine kräftige Zentrale

sichergestelltwäre .Aberin WirklichkeitwirdhiereineZersplitterungdosGe¬
werbeförderungsdienstesvergeschlagen .HieVorlageschlägteine so lächerlichge¬
ringe Summe für die Gewerbeförderung vor ,sie entbehrt nahezu jodes sachlichen

Inhaltes ind ist so dürftig ,dassmanunwillkürlichnachanderenMotivensuchen
muss .Bekanntlich ist es ja auch ein Programmpunkt der Sozialdemokratie ,dass

das selbstständigeGewerbeaus demWirtschaftslebenzu verschwindenhat .Esist
eingrundpfeiler der marxistischen Lehre ,sass das Privateigentum anPro¬
duktivgut beseitigt werdenmuss .Hier zeigt sich das JanuskopfderSozialdemokra¬

tic . Habendie SozialdemokratendiesenHauptpunktihre Lohrevergessenodergo¬
ben sie ihn auf ?Es wäre notwendig ,dass uns der Roferent darüber aufklärt .Die

bishorigeVerwaltungderGmeindedurchdie Sozialdemokratenweistdaraufhin ,
dass die Sozialdemokraten gar nicht darandenken ,diesen ihren Programmpunkt
aufzugeben.DasbeweistihreStouerpolitik ,dieKommunalisiorungganzerBrzou¬
gungszweigeund ganzer Gewerbekategofien ,und die syetematischeAusschaltung
der Kleingewerbetreibenden .DieSozialdemokraten ,die angeblicheFeindindes
Grosskapitales verbündet sich auch mit demGrosskapital gegen das kleine und
mittlere Gewerbe . Wirhaben nur die eine Erklärung für die Vorlage ,dass das Ge- ¬

werbeinstitut der Deckname für ein Institut zur Züchtung sozialdemokratischer

Gewerbetreibendersein soll . Aehnlichwiees die Verwaltungsakademiefür dieBe¬
amtender Stadt Wienunddie Lohrerakademiesein soll . DasNoueInstitut wird
die Zontrale für die roten Fachverbände sein und deren Geschäfte besorgen .Die

geradesufrivol lächerlicheDotierungdesInstituts ,derWiderspruch zuIhrem
Programmdie Persönlichkeitdes präsuntievenDircktorsall das zeigt ,wasder
Zweck des Institutes sein soll .Wir haben zu ihm kein Vartrauen und werdendaher
für die Vorlage nicht stimmen .( Beifall bei derMinderheit ) .

GR . Dr .Kolassa . . ): In der houtigen Z it in dor wir überall mit

S parmassnahmenbedacht werden und in der begreiflicherweise jode Wirtschaft mit

Soarmassnahmen vorgehen muss ,muss es merkwürdig bedünken ,dass ein neues In¬
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stitut geschaffenwerdensoll . Derstaatliche Gewerbeförderungsdienstunddas
Gewerbeförderungsinstituthabensich zeitgemässumgestellt undleisten mitden
vorhandenenMittelngrossartiges . Eswärenotwendig,dassdieGemeindewennsie
wirklich das Gowerbefördern will in die Gewerbeförderung ,die die bisherhaben
eintritt unssie unterstützt statt etwasneueszu schaffen . DasGewerbeförderungs¬
amtGomoindeWiensol schliesslichundendlichdieselbenZioleundZwecke
verfolgen ,die der Gewerbeförderungsdienst des Dundes und der Lammerundurch¬
aus mustergiltiger eise verfolgt .Wen man die it el des Jundes und der Kam¬

mermitdenenderGrmeindevergleicht ,diefür owerbeförderungausgegegenwer¬
densollen ,erkenntmansofort ,dassmitdenvorgesehenenitteln dieGemeinde
überhauptnichtswirdleistenköngen. DerBundhatfürdieeperbeförderungfür
dasJahr1929581 . 293schil ing eingesetztunddie Damer 210 . 00 .Schilling .
Die vorgesehenen it eln der Scmeinde aber sind lächerliche ;dafür kannnicht

einwaldas Würoerhalten werden . Dadie WerlageIhre wahrenZiele nichtpreis¬
gibt ,habenwir zu ihr kein Vertrauenundkönnendessalb für sie nichtstimmen
( Boifal -bei derminderheit ) .

. Altmayer( . . )lohntebenfallsdie "richtungeinesewerbe¬
förderungamtesab . stattdass die : emeindedurchSteuererleichterungendenSs¬
werbetreibenden zur eite steht ,werden diese von ihr nur verölgt .Sie sind erst

in denlet . tenJuhrengowerbefreundlichgeworden,dasie mitihrenSoziali¬
sierungsproblemenüberallFiaskoerlittenhaben .UnterdemHerrnVatterwird
das Seerbeförderungsamtein Lewerbebeförderunsamtwerden .( Boifallbeider
ind rheit ) .

ST. . linderKomatin seinemSchlasswortauf die Ausführungender
einzelnen Redworzu sprechen .Es wäre ihm lieber gewesen ,sagte er ,wendieit¬

gliederderEinderheitanderVorlagoeinesachlicheWritikgeübthätt.n nn

behauptetwird ,dass die Gemeindeien erst jetzt ihr Herzfür dieSerbetrei¬
bendenentdecktat,so weiseich daraufhin ,dassdurchdie ungehoureufbauarbei
der Emeinde Nunderte von memertetzeibenden und tausende von ebeitern Sschäf¬

tigunbekomenhaben .EinsichtlichderFerderungnachSteuernachlässenerklärt
der Roferent ,dass die kleinenewerbetreibendenausser der ohnbausteuerkeine
Cemeindeabgabe zu leisten haben .Las o erbeförderungsamt der Gmeinde wird vom

Kuratorium ,vonder AufsichtsbehördeundvomUmeinderatkontrolliert .In dasKu¬
ratoriumwerdenauchitglieder der Sinderheit on sendet .DerRednererinnert
dann ,dass bei der Gründun, ;des alten Es erbeförderungsinstitutes im " hre1892

imSwdatsvoranschlagnurzehntausenduldeneingesetztwaron .Disit 31,die
die Cmeinde heuto zur Verfügung stellt ,reichen fer den Anfang aus . Daist ein

VorzugderVerlage,dassihremSirkungskreiskeineWrenzengezogensind .Auchdie
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MitglioderderMinderheitwerdendasWerknochleben.(BeifallbeiderHehrheit).

Die Vorlago wird genchmigt .

GR. Zimmerlbegründetnundie Dringlichkeit seinesAntra es . DioOrgane
derGmeindewadhehabenfestzustellen,obdieLizenzin Ordnungist ,obdieLust-¬
barkeitsabgabeangemeldetoderpauschaliertist ,undhabenzukontrollieren,ob
ein Fest rechtzeitig abgebrochenwird .Fürsolchezivile Handlunggnwerdenzwei

Manngeschickt ,diedazunochuniformiertsind ,mitGummiknütelnundRevolver
ausgerüstetsindundindieserAufmachungindenLokalenumhergehen .Beieinem
Festder SicherheitswachehabensogarGreiHannDienstgemacht. Währendfrüher
KriminalbeamtedieAufsichtführten ,dieniemandenauffielen ,wirdjetzt dieBe¬
völkerungdurchdieOrganederGmeindewachegeradezuprovoziert . Esistauch
nichtausgeschlossen ,dassdieBevölkerungzurSelbsthilfegreifenundesdannzu
unangenchmenLuftritten kommenwird .Daswäresehr bedauerlich ,aber dieVerant¬
wortungmüssensie tragen .Währenddie Sozialdemckratiefrüher gegendenPolizei¬
geistgewütethat ,schicktsiejetztbewaffneteOrganezuharmlosenVeranstaltun¬
gen .Uebrigens ist die Gemeindewacheeine Parteigarde ,die sich diesozialdemo¬

kratischeParteiselbstzahlensoll .UndwilsieebeneineTarteigardeist,hat
die Bevölkerurgzuihr keinVertrauen .( Beifallbei derMinderheit).

BürgermeisterSeitzerklärt ,dieFrage,obdieOrganederGemeindewache
heisolchenVeranstaltungeninZiviloderinUniformihrenDienstversehensollen,
steht derzeitschonin Behandlungundes ist wahrscheinlich ,dasssie ihrenDienst
inZivilversehenwerden,schondeshalb,weildasTheatergesetzvorsicht,ausden
PolizeicrganenimmermehrOrganeziviler Artzumachen.Hoffentlichwirdbalddie Zuit kommen ,in der die Staatsbürger wennsie sich unterhalten keinerBeauf¬
sichtigungdurchBehördenbedürfen ,Wäsdie FragederVermehrungdesStandesderGemeindewacheanlangt ,so kannich feststellen ,dass derzeit keine Rededavon
ist . DerGemeinderathat einenStandvontzausendPersonenvorgesehen ,wirhabenderzeitnichteinmaldie Hälftedavyneingestelltundes bestehtdaherauchnichtdieAbsicht ,eineVermehrungdesStandesüberdasbewilligteAusmassanzuspre¬chen .Ich bestreite nicht ,dass ,wennmandie Frageeinseitig vomStandunktdesGemeinde- oderdescStaatsbudgetsbetrachtet der heutigeZustandteurerscheintals der im Vorjahr .Per Saldo ist er viel billiger .Die Kostenfür dieBeistel¬lung der Wacheorgane des Bundes in den einzelnen Lokalen wurden nämlich von den

5Lokalbesitzernteuer bezahlt ,wasbei der Gemeindemachenicht der Fall ist ,aberes wäreein Unrecht ,die LokalbesitzerdasBedürfniseiner Behörde ,zubeauf¬sichtigen ,zahlenzu lassen . WasdenVerwurfanlangt ,dass die GemeindenacheeinenParteicharakterhat ,soerkläreich ,ichwürdees niemalsbilligen ,dassoffiziel- ¬le Polizei -undGemeindeerganeeinenFarteicharakterannehmen.AufdenVorwurf,dass die Gemeindeerganeeine provokaterische Haltungeinnehmen,kannich nurer¬
widern ,dass nach den allgemeinen Urteil die Organeder Gemeindewacheintakt¬
vollerWeiseihrer Dienstversehenundes nochnirgenszueinerBeanständungge¬komen ist .( Beifall bei der Mehrheit ) .

DemAntragwird die Dringlichkeit nicht zuerkannt .( Lärmbei derMin¬derheit ) .
Schluss der Sitzung 21 ' 30Uhr .
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